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>> Das Patientenwohl soll laut Aussage des 
Koalitionsvertrags (s. dazu auch Seiten 20 bis 
22) für die künftige Bundesregierung der ent-
scheidende Maßstab aller gesundheitspoliti-
schen Entscheidungen werden. Die  Arbeits-
gemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizi-
nischen Fachgesellschaften (AWMF) begrüßt 
diese Aussage im neuen Koalitionsvertrag, 
kritisiert jedoch, dass unerwähnt bleibt, auf 
welcher Basis gesundheitspolitische Entschei-
dungen künftig getroffen werden sollen. Die 
wissenschaftliche Medizin und die Notwen-
digkeit wissenschaftlich belegbarer Maßnah-
men sei mit keinem Wort erwähnt. Patienten-
wohl könne, so die AMWF, nur dann erreicht 
werden, wenn sich künftige gesundheitspo-
litische Entscheidungen an wissenschaft-
lichen Fakten orientieren: Nur wenn nach-
weisbar sei, dass eine gesetzgeberische Maß-
nahme im Gesundheitswesen im Sinne der 
evidenzbasierten Medizin ausreichend, zweck-
mäßig und notwendig ist, diene sie auch dem 
Wohl von Patientinnen und Patienten. Um das 
zu gewährleisten, sei eine enge Zusammenar-
beit mit der wissenschaftlichen Medizin un-
verzichtbar. „Wir müssen mehr und früher als 
bislang in gesundheitspolitische Entscheidun-
gen einbezogen werden“, fordert AWMF-Präsi-
dent Prof. Dr. med. Rolf Kreienberg. << 

AWMF: Mitsprache eingefordert

>> Die „Collaboration for Oncology Data in Eu-
rope“ (CODE) will nach eigenen Aussagen auf 
dem Deutschen Krebskongress auf eine „Infor-
mationslücke“ reagieren, da über die aktuelle 
Anwendung von Krebsmedikamenten in Euro-
pa noch wenig bekannt sei. Darum erweitert 
CODE – eine Initiative von IQVIA, unterstützt 
von biopharmazeutischen Unternehmen wie 
Merck, Pfizer, Bristol-Myers Squibb, Eli Lilly, 
AstraZeneca und Amgen – sein seit Jahren be-
stehendes onkologisches, kooperatives Daten-
Netzwerk (ODN) in Europa. ODN will dazu mit 
200 Krebsbehandlungszentren in sieben eu-
ropäischen Ländern in den ersten drei Jahren 
zusammenzuarbeiten. Innerhalb der nächsten 
10 Jahre sollen bis zu 2.000 Behandlungszen-
tren in Europa einbezogen werden. „Mit den 
durch das ODN gesammelten Daten wird es 
möglich sein, die Vielfalt der medizinischen 
Prozesse bei Patienten mit einer Tumorerkran-
kung aus einem neuen Blinkwinkel heraus zu 
erfassen“, sagt dazu Prof. Dr. med. Christian 
Buske, Direktor des 2009 neu gegründeten In-
stituts für Experimentelle Tumorforschung des 
Universitätsklinikums Ulm. << 

CODE: Datennetzwerk ausgebaut

>> Die Erwartungen an die Digitalisierung im 
Gesundheitswesen sind dabei so vielfältig wie 
die Zahl der Beteiligten: 
• �Aus Sicht der Patienten geht es unter ande-

rem um eine bessere Information über und 
ein stärkeres Einbeziehen in den Behand-
lungsprozess; 

• �Aus Sicht von Medizin und Pflege stehen 
eine bessere Diagnostik und Therapie sowie 
weniger Bürokratie im Mittelpunkt; 

• �Aus Sicht der Kostenträger sollen sich Qua-
lität und Wirtschaftlichkeit der Versorgung 
entscheidend erhöhen; 

• �Aus Sicht von Politik und Gesellschaft si-
chert die Digitalisierung ein modernes 
Gesundheitssystem für alle mit Antworten 
auf die Fragen von morgen. 

Doch ohne die Erwartungen dämpfen oder 
den Erfolg des bislang Erreichten schmälern zu 
wollen: Von einer konsequenten und flächen-
deckenden Digitalisierung des Gesundheitswe-
sens kann keine Rede sein. Noch immer leistet 
die elektronische Gesundheitskarte nicht das, 
was sie eigentlich leisten soll. Noch immer 
gibt es zu viele Insellösungen, die zwar für 
sich genommen funktionieren, aber nicht mit 
den Angeboten anderer Akteure verzahnt sind. 
Noch immer trifft die elektronische Vernetzung 
auf Unwissenheit, Skepsis und Ablehnung – 
sei es aus Furcht vor Eingriffen in persönliche 
Grundrechte oder mangelnde Datensicherheit, 
sei es aus Sorge vor Veränderung, sei es aus 
Interesse am eigenen wirtschaftlichen oder 
politischen Vorteil. 

Das muss sich ändern – denn die Patien-
tinnen und Patienten müssen in Zukunft stärker 
als heute von den Chancen eines digitalisier-
ten Gesundheitswesens profitieren können. Die 
oben genannten Verbände und Organisationen 
appellieren deshalb an die Politik, im Diskurs 
mit den Akteuren im Gesundheitswesen und 
den Bürgerinnen und Bürgern eine inhaltlich 
schlüssige Agenda für die Digitalisierung des 
deutschen Gesundheitswesens zu erarbeiten 
und diese konsequent umzusetzen – insbeson-

Die Digitalisierung hält in das deutsche Gesundheitssystem unaufhörlich Einzug. 
Politik, Kostenträger, Leistungserbringer, Industrie und Wissenschaft – um nur einige 
Akteure zu nennen – beschäftigen sich bereits seit mehr als 20 Jahren damit, die 
elektronische Vernetzung und den digitalen Datenaustausch voranzutreiben. In 
jüngster Zeit ist zudem ein Boom bei der Entwicklung internetbasierter und mobiler 
Anwendungen wie den Gesundheits-Apps zu verzeichnen.

Eckpfeiler für eine digitale Trans-
formation des Gesundheiswesens

Gemeinsame Erklärung von APS, BMC, BVdIG, DNVF, GRPG und VdigG*

dere die drei Bundesministerien für Gesundheit, 
Wirtschaft sowie Bildung und Forschung sind 
hier gefordert. 

Mit ihrer ersten gemeinsamen Erklärung 
wollen APS, BMC, BVdIG, DNVF, GRPG und VdigG 
zugleich einen inhaltlichen Impuls setzen und 
dokumentieren, dass trotz unterschiedlicher In-
teressenlagen die Verständigung auf Eckpfeiler 
für eine digitale Transformation des Gesund-
heitswesens fachlich-inhaltlich möglich ist. 

Eckpfeiler für eine digitale Transfor-
mation des Gesundheitswesens 

• �Patientinnen und Patienten haben nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch (Paragraf 630g) 
schon heute einen Rechtsanspruch auf 
die digitale Verfügbarkeit ihrer Daten, der 
im Rahmen der Europäischen Datenschutz 
Grundverordnung (EU-DSGVO) ab Mai 2018 
nochmals deutlich konkreter wird. Diesen 
Rechtsanspruch gilt es endlich umzusetzen. 

• �Digitale Anwendungen und Lösungen sind inter- 
operabel und – wo möglich und sinnvoll – 
an internationalen Standards orientiert aus-
zugestalten: EDV-technische Insellösungen, 
die nicht mit anderen Anwendungen vernetzt 
werden können, führen in eine Sackgasse. In 
der Konsequenz heißt das, den Paragrafen 
291d im Sozialgesetzbuch (SGB) V um pra-
xisrelevante und intersektorale Schnittstel-
lenlösungen, die auch die Bereiche Apothe-
ken, Pflege, Reha und Heilmittelerbringer 
umfassen, verbindlich zu ergänzen, insbe-
sondere auch um Fragestellungen aus der 
Versorgungsforschung angehen und Lösungen 
für die digitale Arzt-Patienten-Kommunikati-
on entwickeln zu können.

• �Eine bundesweit einheitliche Lockerung des 
Fernbehandlungsverbotes für Ärzte und an-
dere Berufsgruppen über Pilotprojekte hinaus 
ist überfällig und die Musterberufsordnung 
für Ärzte entsprechend anzupassen. Hier 
sollte der nächste Ärztetag ein Zeichen set-
zen! An der Digitalisierung sind über Ärzte 
und Bürger/Patienten hinaus alle Gesund-
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• �Digitale Anwendungen müssen flächen- 
deckend in ganz Deutschland verfügbar und 
zugänglich sein – insbesondere in ländlichen 
Regionen und strukturschwachen Gebieten. 
Darum müssen Bund und Länder für einen 
flächendeckenden Breitbandausbau und eine 
umfassende Internetverfügbarkeit sorgen, 
nicht zuletzt, um in strukturschwachen 
Regionen die Gesundheitsversorgung lang-
fristig auch mithilfe von E-Health-Anwen-
dungen aufrechterhalten zu können. 

• �Es bedarf eines gesamtgesellschaftlichen 
ethischen Diskurses darüber, für welche 
Bereiche und Anwendungen der Digitalisie-
rung, auch und insbesondere unter Beach-
tung der EU-Datenschutzgrundverordnung, 
künftig so genannte opt-in/opt-out-Lö-
sungen festzulegen sind. Beispielhaft seien 
hier die Themen Organspende oder Patien-
tenverfügung genannt, bei denen das Prin-
zip der freiwilligen Hinterlegung von Daten 
im Notfall an seine Grenzen stoßen kann.

Schlussfolgerungen

Mit ihrer gemeinsamen Erklärung wollen 
die oben genannten Verbände und Organisa-
tionen nicht zuletzt deutlich machen, dass ei-
ne Digitalisierung des Gesundheitswesens nur 
gelingen kann, wenn sich alle wichtigen Ak-
teure dafür engagieren: Politik, Gesundheits-
berufe, Kostenträger, Industrie, Wissenschaft, 
Gemeinsame Selbstverwaltung, Verbände und 
Organisationen aus dem E-Health-Sektor bis 
hin zu den Bürgerinnen und Bürgern bzw. den 
Patientinnen und Patienten. Welche Schritte 
im Einzelnen von wem erforderlich sind, ist 
noch diskutieren. <<

von: 
Prof. Dr. med. Guido Noelle 

(Korrespondenzautor: info@bvdig.de)

*:
Aktionsbündnis Patientensicherheit (APS)
Bundesverband Managed Care e.V. (BMC)
Bund zur Verbreitung digitaler Innovationen 
im Gesundheitswesen e.V. (BVdIG)
Deutsches Netzwerk Versorgungsforschung 
(DNVF)
Gesellschaft für Recht und Politik im Gesund-
heitswesen (GRPG)
Verband digitale Gesundheit e.V. (VdigG)

An der Medizinischen Fakultät der Rheini-
schen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 
ist eine

Professur (W3)  
für Patientensicherheit

(Nachfolge Frau Prof. Dr. T. Manser)

zu besetzen. Mit der Professur ist die Leitung 
des Instituts für Patientensicherheit der Medizi-
nischen Fakultät verbunden. 

Der wissenschaftliche Schwerpunkt der Be-
werberin/des Bewerbers sollte im Bereich der 
patientenorientierten Qualitäts- und Versor-
gungsforschung liegen. Die Qualifikation in 
einem medizinischen oder verwandten Fach-
gebiet ist wünschenswert. Die Bewerberin/
Der Bewerber sollte über Erfahrung im Bereich 
interdisziplinärer und interprofessioneller wis-
senschaftlicher und praktischer Arbeit sowie 
über Lehrerfahrung zum Thema Patientensi-
cherheit verfügen. Gleichzeitig ist Expertise im 
Qualitäts- und Prozessmanagement sowie in 
der Umsetzung von Maßnahmen zur Verbes-
serung der Patientensicherheit (z. B. Simu-
latortraining) wünschenswert. 

Die Fortführung der erfolgreichen Kooperation 
mit dem Aktionsbündnis Patientensicherheit  
e. V. wird angestrebt. Am UKB besteht eine 
aktive Zusammenarbeit mit dem Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) 
in Bonn.

Einstellungsvoraussetzungen sind die Habilita-
tion oder gleichwertige wissenschaftliche Leis-
tungen gemäß § 36 Hochschulgesetz NRW.

Chancengleichheit ist Bestandteil unserer 
Personalpolitik.

Qualifizierte Bewerberinnen/Bewerber werden 
gebeten, die üblichen Unterlagen (Anschrei-
ben, Lebenslauf, Zeugnisse, Urkunden, Schrif-
tenverzeichnis) auf Deutsch und Englisch so-
wie einen ausgefüllten Bewerbungsbogen bis 
zum 11. Mai 2018 zu senden an den Dekan 
der Medizinischen Fakultät der Rheinischen 
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, Prof. 
Dr. med. Nicolas Wernert, Sigmund-Freud-
Straße 25, Haus 33, 53127 Bonn. 

Bitte bewerben Sie sich per E-Mail an: 
dekan@ukbonn.de

Den Bewerbungsbogen sowie weitere Infor- 
mationen zum Bewerbungsverfahren finden 
Sie unter: 
www.uniklinik-bonn.de/dekanat/bewerberbogen 

heitsprofessionen sowie öffentliche und 
private Kostenträger – einschließlich der 
Beihilfestellen.

• �An der Digitalisierung sind über Ärzte und 
Bürger/Patienten hinaus alle Gesundheits-
professionen sowie öffentliche und private 
Kostenträger – einschließlich der Beihilfe-
stellen und Berufsgenossenschaften – zu 
beteiligen.

• �Das informationelle Selbstbestimmungs-
recht, Vorgaben der EU-Datenschutz-Grund-
verordnung und des Sozialgesetzbuches 
dürfen für die Bürgerinnen und Bürger 
dabei nicht aufgeweicht werden. Die Digi-
talisierung ist für die Leistungserbringer 
Pflicht, für die Patientinnen und Patienten 
freiwillig. Digitale Angebote müssen für Pa-
tienten und Bürger diskriminierungsfrei und 
ohne besondere technische Zugangshürden 
gestaltet sein – örtliche und zeitliche Ein-
schränkungen etwa durch eine schlechte 
Breitbandverkabelung dürfen dabei keine 
Rolle spielen.

• �Patientinnen und Patienten muss eine frei-
willige Spende ihrer Daten zu Forschungs-
zwecken nicht nur rechtlich, sondern auch 
technisch einfach möglich sein. Für Pati-
enten müssen die damit einhergehenden 
Forschungsergebnisse unmittelbar im eige-
nen Lebenskontext greifbar sein: Nur kon-
kreter, erlebbarer Nutzen motiviert auf Dauer 
zur Datenspende. 

• �Für die Akteure im Gesundheitswesen (Kran-
kenkassen, Leistungserbringer etc.) ist ein 
dauerhaftes und angemessenes Innovations-
budget für digitale Versorgungsmodelle im 
Rahmen selektivvertraglicher Regelungen zu 
schaffen, um solche Angebote ausreichend 
und vergleichend (auch gegenüber analogen 
Versorgungsmodellen) auf Evidenz evaluie-
ren zu können. Bei der weiteren Arbeit des 
Innovationsausschusses im Gemeinsamen 
Bundesausschuss (G-BA) und dessen Ex-
pertenbeirat ist eine wesentlich stärkere 
Beteiligung von Medizin-Informatikern aus 
Wissenschaft und Praxis erforderlich. 

• �Analog zu einem Ausbau der Gesundheits-
kompetenz („Health Literacy“) ist die „Di-
gital Health Literacy“ zu fördern – nicht 
nur bei Patientinnen und Patienten, son-
dern insbesondere auch in der Politik und 
bei allen Akteuren im Gesundheitswesen. 
Patienten erwarten in erster Linie von ih-
rer Ärztin oder ihrem Arzt sowie von den 
Heilberufen insgesamt eine entsprechende 
Beratung und Empfehlung hinsichtlich der 
für sie geeigneten digitalen Gesundheitsan-
gebote. Hierzu sind adäquate Ausbildungs- 
und Weiterbildungsangebote zu schaffen. 


